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B E G R Ü N D U N G 
 

zum Bebauungsplan Nr. 13 (Östlich Oberger Weg) mit Örtlicher Bauvorschrift 
 

und zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 (Südlich Rehkamp)  
mit Örtlicher Bauvorschrift 

 

- Dungelbeck -  
 

 
1.0 Notwendigkeit der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es 
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Nachfrage nach Wohnbauland für 
Einfamilienhausbebauung ist weiterhin hoch, so dass die Bereitstellung von erschlossenem Wohnbauland 
notwendig ist, obwohl die Stadt Peine auch in den letzten Jahren Neubaugebiete ausgewiesen hat. Die 
Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung sehen die Bereitstellung von Wohnbauflächen, insbesondere auf 
den freien Flächen, die infrastrukturell gut erschlossen sind, vor. 
 
Die Ortschaft Dungelbeck liegt südöstlich von Peine und ist über die B 65 gut erreichbar. Der Ort zählt ca. 
1.950 Einwohner. Die ständigen Nachfragen nach preisgünstigen Eigenheimen und Grundstücken von 
Bauinteressenten aus der Ortschaft Dungelbeck selbst, wie aber auch aus anderen Teilen des Stadtgebietes, 
rechtfertigen die Aufstellung des neuen Bebauungsplanes. 
 
 
2.0 Entwicklung des Planes/Rechtslage 
 
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 13, Dungelbeck, bestehen bisher keine 
rechtsverbindlichen Festsetzungen. Da der im Aufstellungsverfahren befindliche Flächennutzungsplan der 
Stadt Peine für den Planbereich Wohnbaufläche darstellt, ist dieser Bebauungsplan aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt. Das Bauleitplanverfahren zur Aufstellung des Flächennutzungsplanes ist bereits so 
weit fortgeschritten, dass eine Änderung des jetzigen rechtswirksamen Flächennutzungsplanes nicht mehr 
sinnvoll erscheint. 
 
Im östlichen Planbereich an der B 65 soll für einen kleinen Teilbereich ein Mischgebiet festgesetzt werden. 
Für diesen kleinen Bereich wird auf die Angleichung des Flächennutzungsplanes, der hier Wohnbauflächen 
darstellt, verzichtet. Eine Darstellung solch kleiner Flächen im Flächennutzungsplan, der großflächige Ent-
wicklungsstrukturen vorgeben soll, erscheint nicht sinnvoll. 
 
Östlich an den neuen Bebauungsplan angrenzend befindet sich der Bebauungsplan Nr. 11 (südlich Reh-
kamp), der in Anpassung an das neue Baugebiet in einem Teilbereich überplant wird. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als Mittelzentrum u. a. die Auf-
gabe zur Sicherung und Entwicklung von Wohngebieten zur Deckung des Wohnraumbedarfs aller Bevölke-
rungsschichten. Die Planung ist diesem Ziel angepasst. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm 1995 für den Großraum Braunschweig wird für den betroffenen 
Bereich ein Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft dargestellt. Zur Deckung des vorhandenen und künftigen 
Wohnbedarfs wird die Ausweisung neuen Baulandes an den Siedlungsrändern erforderlich. Auch in den 
kleineren Ortschaften sollen Möglichkeiten zur Eigenentwicklung und zur Abrundung der Ortslagen gege-
ben werden. 
 
In Abwägung der in diesem Fall konkurrierenden Ansprüche der Landwirtschaft und der Wohnnutzung wird 
letzterer aus den erläuterten Gründen ein höherer Stellenwert zugemessen. Die Darstellung von Siedlungs-
flächen im neuen Flächennutzungsplan sowie der Grunderwerb für das geplante Baugebiet ist im Einver-
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nehmen mit der örtlichen Landwirtschaft erfolgt. 
 
 
3.0 Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches 
 
Die Ortschaft Dungelbeck liegt ca. 2 km südöstlich der Kernstadt Peine und ist über die B 65 erreichbar. 
 
Das Plangebiet, welches zurzeit als Ackerfläche intensiv bewirtschaftet wird, liegt am südöstlichen Ortsrand 
von Dungelbeck, zwischen der B 65 im Osten und dem Oberger Weg im Westen. Im Norden grenzt das 
Neubaugebiet an die bestehende Bebauung von Dungelbeck an, im Süden schließen sich landwirtschaftli-
che Nutzflächen an, die auch weiterhin intensiv bewirtschaftet werden sollen. 
 
Diese landwirtschaftlichen Nutzflächen kommen für eine längerfristige Fortsetzung der Wohnbauentwick-
lung in Dungelbeck vorrangig in Betracht. 
 
Zur Beurteilung des Baugrundes wurde von der Stadt Peine eine Baugrunduntersuchung in Auftrag gege-
ben. Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse im Plangebiet wurden 5 Rammkernsondierungen bis maxi-
mal 4,5 m unter Geländeoberkante abgeteuft. Einige Bohrungen wurden aufgrund zu hohen Bohrwider-
standes vor Erreichen der geplanten Endteufe abgebrochen. 
 
Nach den Bohrergebnissen steht unterhalb einer ca. 0,3 m starken Mutterbodenschicht tragfähiger Ge-
schiebelehm an, der lokal von Lösslehm überdeckt ist. 
 
Die oberflächennah anstehenden Lösslehmböden sind wasserempfindlich und bei hohen Wassergehalten 
gemindert tragfähig. Der Geschiebelehm ist von steifer bis halbfester Konsistenz bzw. dicht gelagert und 
damit gut tragfähig. Die Aussagen der Baugrunduntersuchung ersetzen kein Gründungsgutachten nach 
DIN 1054 bzw. DIN 4020. Im Einzelfall muss die Tragfähigkeit des Bodens hinsichtlich der entstehenden 
Gebäude überprüft werden. 
 
Grundwasser wurde bei der Bohrung im September 2002 nur in einer Sondierung bei 4,16 m unter Gelän-
de (= 68,88 mNN) festgestellt. In dem Geschiebelehm ist mit dem Auftreten von Schichtenwasser in allen 
Höhenlagen zu rechnen. 
 
Aufgrund der Bodenverhältnisse muss auch bei extremen Wetterlagen mit Oberflächenwasser von angren-
zenden landwirtschaftlichen Flächen gerechnet werden. 
 
Für die Erdarbeiten sind Wasserhaltungsmaßnahmen vorzusehen. Aufgrund des oberflächennah anstehen-
den Lössbodens ist lokal mit Aufweichungen zu rechnen, die einen zusätzlichen Austausch erfordern. 
 
Unterkellerte Gebäude müssen zur Trockenhaltung mit einer Drainage und sonstigen geeigneten Maßnah-
men gesichert werden. 
 
Eine planmäßige Versickerung von Niederschlagswasser ist im Plangebiet nicht möglich. 
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4.0 Planinhalt / Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
4.1 Baugebiet / bauliche Nutzung 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen Maß Wohnbauflächen und Mischgebietsflächen 
auszuweisen. Wobei sich Art und Maß der Nutzung an den angrenzenden Gebieten orientieren. 
 
Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung der im Norden und Westen vorhandenen Allgemeinen Wohn-
gebiete dar. Es soll ein Gebiet für eingeschossige Einfamilienwohnhäuser entstehen. Damit wird der großen 
Nachfrage nach Baugrundstücken für Eigenheime Rechnung getragen. 
 
Im Osten des Plangebietes, entlang der B 65 wird ein Mischgebiet ausgewiesen. Gerade an dieser Stelle im 
Baugebiet ist, bedingt durch den geplanten Anschluss des Baugebietes an die Bundesstraße, die Ansied-
lung von Versorgungseinrichtungen und anderen mischgebietstypischen Nutzungen gewünscht.  
 
Mischgebiete dienen allgemein dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Woh-
nen nicht wesentlich stören. Zulässig sind im Mischgebiet Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude , 
Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes. Ebenso 
sind im MI sonstige Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltungen sowie kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke zugelassen.  
 
Auch die Ansiedlung von einer Arztpraxis und anderen Freiberuflern ist im Plangebiet gewünscht. Durch die 
Ausweisung eines Mischgebietes werden erst Nutzungen ermöglicht, die zwar in einem Allgemeinen Wohn-
gebiet vorgesehen sind, aber im vorliegenden Plangebiet aufgrund der dort entstehenden kleinen Wohn-
einheiten nicht verwirklicht werden könnten. In einem Allgemeinen Wohngebiet können ohne weiteres 
Räume für freie Berufe (z.B. eine Arztpraxis) zugelassen werden, jedoch keine Gebäude, in denen sich aus-
schließlich z.B. Arztpraxen befinden. Diese allgemeine Vorschrift stößt bei der kleinmaßstäblichen Planung 
für das Neubaugebiet in Dungelbeck an ihre Grenzen. Hier ist praktisch nur ein Haus als Gesamteinheit für 
freie Berufe zu nutzen. Der Intention der Nutzungsmischung zwischen Wohnen und Nutzungen, die das 
Wohnen sinnvoll und störungsfrei ergänzen, wird damit dennoch Rechnung getragen. 
 
Um den Charakter des angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wahren, wird es für erforderlich gehalten, 
die Zahl der Wohnungen im Plangebiet auf maximal 2 je Wohngebäude zu beschränken. In Anpassung an 
die vorhandene Bebauung ist die Festsetzung getroffen worden, dass nur Einzel- bzw. Doppelhäuser zuläs-
sig sind. Das Maß der baulichen Nutzung nimmt ebenfalls die Struktur und Bebauungsdichte der angren-
zenden Bebauung auf. 
 
Zur Reduzierung des Versiegelungsgrades des Baugebietes wird über Textliche Festsetzung die Überschrei-
tung der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,3 durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch 
Nebenanlagen und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberkante auf 25 % eingegrenzt. Diese Maß-
nahme erscheint auch im Hinblick auf die Minimierung des Eingriffes in Natur und Landschaft und die 
Eingriffsausgleichsbilanzierung unverzichtbar. Bedingt durch die für einen späteren Anschluss an die B 65 
vorgesehene Fläche und der Option für eine Erweiterung des Baugebietes weist der Bebauungsplan einen 
relativ hohen Anteil Erschließungsfläche im Verhältnis zur Baulandfläche auf. 
 
Die Baugrenzen werden großzügig gefasst und Festsetzungen in Bezug auf Stellung der Anlagen zugunsten 
gestalterischer Freiheit nicht getroffen. Für das Baugebiet gilt die Textliche Festsetzung, dass Nebenanlagen 
nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden dürfen. Das Straßenbild wird gerade 
durch die grünen Vorgärten positiv unterstützt und beeinflusst somit die Wohnqualität. Die Bauflächen sind 
so großzügig zugeschnitten, dass die Einschränkung zumutbar ist. 
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Lärmschutz 
 
Das Ingenieurbüro Linz aus Wunstorf hat für das Baugebiet die von der B 65 ausgehenden Lärmimmissio-
nen berechnet. Nach diesem Schallgutachten werden die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz 
im Städtebau“ für Mischgebiete nur nachts im Nahbereich der B 65 geringfügig überschritten. Auch die 
Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete werden nur im Randbereich zum angrenzenden MI hin 
nachts geringfügig überschritten. 
 
Da das Baugebiet langfristig an die B 65 angeschlossen werden soll und außerdem die Berührungslänge 
zur B 65 nur 110 m beträgt, soll auf aktive Schallschutzmaßnahmen verzichtet werden. 
 
In Anlehnung an das aufgestellte Lärmschutzgutachten sind passive Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. 
Um gesunde Wohnverhältnisse innerhalb der belasteten Fläche zu schaffen, wurden auf Grundlage der DIN 
4109 im Rahmen des Bebauungsplanes entsprechende Festsetzungen getroffen. Diese Norm berücksichtigt 
pauschale Annahmen über anzustrebende Innenpegel des betroffenen schutzwürdigen Raumes. In Abhän-
gigkeit von der „Raumart“ werden bestimmte Schalldämmmaße der Gesamtaußenbauteile in Abhängigkeit 
von einem im Bebauungsplan festgesetzten „Lärmpegelbereich“ festgelegt. Entsprechende Isophonlinien 
sind in den Bebauungsplan aufgenommen worden. 
 
Zur Einschätzung der Lärmbeeinträchtigung des Plangebietes durch die vorhandenen zwei Beregnungs-
brunnen mit Dieselpumpen östlich und südlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wurde ein 
weiteres Lärmschutzgutachten bei dem Ingenieurbüro für Bauleitplanung, Entwicklungsplanung und Archi-
tektur in Auftrag gegeben. Die Bewässerungspumpen werden ausschließlich während der trockenen Jahres-
zeit, dann aber möglicherweise über längere Zeiträume sowie auch zur Nachtzeit und an Sonn- und Feierta-
gen betrieben. In diesem Gutachten werden die Beeinträchtigungen des Plangebietes durch den Brunnen-
betrieb überlagernd mit den Beeinträchtigungen durch die B 65 überprüft.  
 
Das Mischgebiet wird am Tage bis in eine Tiefe von ca. 54 m und nachts bis ca. 72 m ab Grenze der Ver-
kehrsfläche der B 65 mit erhöhten Immissionen belastet. Pegelüberschreitungen treten insbesondere in der 
Nachtzeit auf. Das Allgemeine Wohngebiet wird bis in eine Tiefe von ca. 117 m tags und ca. 175 m nachts 
von erhöhten Lärmwerten betroffen. Nach den Berechnungen ist der Einfluss des Pumpenbetriebes auf die 
Immissionssituation im Plangebiet ab einer Entfernung von ca. 70 m von der B 65 nicht mehr bemerkbar.  
 
Trotz der bestehenden Lärmproblematik im Plangebiet soll an der Zielrichtung, der Ausweisung von Wohn- 
und Mischbauflächen festgehalten werden, da die Ortsentwicklung in Dungelbeck zur Zeit nur in Richtung 
Süden durch Anschluss an die bestehenden Erschließungssysteme weiterentwickelt werden kann. Außerdem 
kann entlastend wirken, dass die Beregnungsbrunnen nur in der trockenen Jahreszeit je nach Bedarf betrie-
ben werden. Ferner liegt die Schwelle der Wahrnehmbarkeit der Veränderung von Lärmbelastungen bei 3 
dB(A), geringere Abstufungen sind vom menschlichen Gehör nicht wahrnehmbar. Zusätzlich soll langfristig 
mit der Ausweisung weiterer Baugebiete der Anschluss an die B 65 realisiert werden. Dabei ist dann auch 
die Verschiebung der OD-Grenze und die Verringerung der Fahrgeschwindigkeit auf der B 65 in der Nähe 
des Plangebietes zu prüfen. Beides kann sich reduzierend auf die Lärmsituation im Plangebiet auswirken. 
 
Allgemein wird vom Gutachter die Empfehlung ausgesprochen, die Lärmsituation auf den Baugrundstücken 
zur Immissionsquelle hin durch eine lärmmindernde Einfriedung zu verbessern. 
 
Zur Einschätzung der Lärmbelastung im Plangebiet werden die punktuellen Lärmimmissionen für das Plan-
gebiet für Tag und Nacht in folgenden Lageplänen dargestellt : 
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4.3 Verkehrsfläche 
 
Das Plangebiet ist über den „Oberger Weg“ zu erreichen. Die innere Erschließung des Plangebietes erfolgt 
über eine Sammelstraße, die vom „Oberger Weg“ nach Osten, Richtung B 65 geführt wird.  
 
Da später ein Anschluss dieser Sammelstraße an die B 65 vorgesehen ist, wurde bereits die Dimensionie-
rung der Straße entsprechend vorgenommen. Für den vorgesehenen Anschluss sind große Flächen als Stra-
ßenverkehrsflächen zur Sicherung dieser Anbindung ausgewiesen. Konkrete Planungen zum Ausbau dieser 
Anbindung des Wohngebietes an die B 65 sind noch nicht durchgeführt worden. Die Fläche ist ausreichend 
dimensioniert, um Verkehrsberuhigungsmaßnahmen am Ortseingang oder z.B. auch einen Kreisverkehr zu 
ermöglichen. Dieser Anschluss wird erst bei weitergehender Realisierung der Wohnbauentwicklung in 
Dungelbeck hergestellt.  
 
Die Sammelstraße wird mit einer Fahrbahnbreite von 5,5 m und beidseitigen Gehwegen von 1,5 m ausge-
baut, mit Ausnahme des Straßenstücks von der Einmündung in den „Oberger Weg“ bis zur Platzsituation, 
wo nur ein einseitiger Gehweg in 1,5 m Breite vorgesehen ist. 
 
Der verschwenkte und abknickende Straßenverlauf soll der Verkehrsberuhigung dienen. Andererseits kann 
damit gleichzeitig eine stadtgestalterisch erwünschte Gliederung des Baugebietes erreicht werden. 
 
Von dieser Sammelstraße zweigt eine Wohnstraße nach Süden ab. Diese Wohnstraße soll in einer Breite von 
5,5 m als Mischfläche ausgebaut werden. Für die Ausweisung weiterer Wohngebiete südlich dieses Bauge-
bietes sichert diese Wohnstraße bereits einen Anschluss an die mögliche Erweiterung. Auch im Osten des 
Plangebietes ist ein Anschluss an weitere Bauabschnitte nach Süden realisierbar. Nach Norden hin wird das 
neue Baugebiet über einen Fuß- und Radweg an das bestehende Wohngebiet angeschlossen. 
 
Als Material für den Straßenausbau im Plangebiet ist Betonsteinpflaster vorgesehen. 
 
Auf der Platzsituation sind im öffentlichen Straßenraum zum Teil kleinkronige, standortgerechte und heimi-
sche Laubbäume anzupflanzen. Die Standorte sind im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Ausweisung von Parkplätzen im öffentlichen Straßen-
raum Rechnung getragen. Die erforderlichen Einstellplätze sind auf den Privatgrundstücken herzurichten. 
 
 
4.4 Entwässerung 
 
Die innere Erschließung des Baugebietes wird im Trennentwässerungsverfahren durchgeführt. Das 
Schmutzwasser gelangt über die bestehende Kanalisation zur Pumpstation auf dem ehemaligen Kläranla-
gengelände und wird über die Druckrohrleitung zur Zentralkläranlage weiterbefördert. 
 
Im Westen des Plangebietes ist an der Platzsituation mit Parkplätzen eine Regenrückhaltefläche in einer 
Öffentlichen Grünanlage festgesetzt, da eine Versickerung des Regenwassers im gesamten Plangebiet auf-
grund des Lehmvorkommens nicht möglich ist. Die Fläche für die Regenrückhaltung wird an den Regen-
wasserkanal im „Oberger Weg“ angeschlossen. Diese Regenrückhaltefläche soll naturnah gestaltet und 
bepflanzt werden. 
 
Im Fall der Erweiterung der Wohnbauflächen nach Süden durch die Neuausweisung von Wohnbauland 
muss die Regenrückhaltefläche erweitert werden. 
 
 
4.5 Versorgung 
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Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser, Elektrizität und Gas ist durch die entsprechende Erweiterung 
der Leitungsnetze gesichert. 
 
 
4.6 Grünflächen 
 
Auf den Baugrundstücken, die südlich an die bestehende Bebauung des „Ostlandringes“ angrenzen, sind 
mit Ausnahme der beiden westlichen Flurstücke, private Flächen mit Pflanzbindung vorgesehen. Diese Flä-
chen sind auf einer Tiefe von 3 m von der nördlichen Grundstücksgrenze und über die gesamte Grund-
stücksbreite festgesetzt. 
 
Ebenso sind auf den Grundstücken an der südlichen Plangebietsgrenze, zwischen Wohnstraße und ver-
schwenkter Sammelstraße, zur freien Landschaft hin, über die gesamte Grundstücksbreite private Flächen in 
3 m Tiefe mit Pflanzbindung festgesetzt worden. 
 
Auch für die Grundstücke im Osten des Plangebietes, an der Straßenverkehrsfläche zur Sicherung des lang-
fristigen Anschlusses des Baugebietes an die B 65, sind private Flächen mit Pflanzbindung in einer Tiefe 
von 3 m über die gesamte Grundstücksbreite ausgewiesen. Auf diesen Flächen, die der Kompensation der 
Eingriffe durch die Bebauung und Versiegelung dienen, sind nur heimische, standortgerechte Laubgehölze 
(Sträucher) entsprechend der Textlichen Festsetzungen anzupflanzen. Um den Eigentümern trotzdem Raum 
für eine wirtschaftliche und individuelle Grundstücksgestaltung zu geben, ist auf den Pflanzflächen ledig-
lich das Maß für die Anpflanzung festgesetzt. Dabei wurden die durchschnittlichen Wuchsgrößen ausge-
wachsener Pflanzen zugrunde gelegt. 
 
Des Weiteren sind kleinkronige, heimische und standortgerechte Einzelbäume entlang der Wohnstraßen auf 
den Privatgrundstücken anzupflanzen, um die Straßenräume einzufassen. Die Standorte der Bäume sind im 
Bebauungsplan festgesetzt. Es handelt sich dabei um eine ungefähre Standortangabe, die im Einzelfall 
geringfügig verschoben werden kann. Diese Bäume sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und zu er-
halten. Bei einem Abgang der Pflanzen sind diese durch Exemplare der gleichen Art zu ersetzen. Diese 
Straßenbegleitbäume sind auf das Maß der anzupflanzenden Bäume anzurechnen. 
 
Für die Regenwasserrückhaltung wird im Westen des Plangebietes eine Regenrückhaltefläche in einer Öf-
fentlichen Grünanlage festgesetzt. Diese Grünanlage soll naturnah bepflanzt und gestaltet werden. 
 
 
4.7 Örtliche Bauvorschrift 
 
Nach § 1 (5), 4 Bau GB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen „die Erhaltung, Erneuerung und Fortent-
wicklung vorhandener Ortsteile sowie die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes“ zu berücksichtigen. 
 
Gemäß § 56 (1) Nrn. 1 und 4 NBauO wird daher im Geltungsbereich des Bebauungsplanes das Verlegen 
oberirdischer Freileitungen für nicht zulässig erklärt. Der visuelle Eindruck einer zeitgemäßen, typisch dörfli-
chen Bebauung soll durch optisch störende Freileitungen nicht beeinträchtigt werden. 
 
Aus diesen genannten besonderen städtebaulichen Gründen wird die Örtliche Bauvorschrift festgesetzt. 
 
Ordnungswidrig gemäß § 91 (3) NBauO handelt, wer dieser Örtlichen Bauvorschrift vorsätzlich oder fahr-
lässig zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 50.000,- € gemäß § 91 (5) 
NBauO geahndet werden. 
 
5.0 Natur- und Landschaftspflege und Umweltschutz 
 
5.1 Überprüfung der UVP – Pflicht 
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Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) wird immer in Betracht kommen, wenn Prüf- oder Größenwerte 
für die in den Nummern 18.1 bis 18.8 der Anlage 1 zum UVPG genannten Vorhaben durch die Aufstellung 
eines Bebauungsplanes erreicht werden. In diesem Fall sind die Prüf- und Größenwerte der Nr. 18.8 von 
mehr als 100.000 m² zulässiger Grundfläche zur Durchführung einer UVP und von 20.000 m² bis 100.000 
m² zur Durchführung einer Vorprüfung maßgeblich. Diese Werte können bei einer Gesamtgröße des Plan-
gebietes von ca. 20.820 m² nicht erreicht werden. Für diesen Bebauungsplan ist demnach weder eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) noch eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. 
 
 
5.2 Eingriffsregelung 
 
Zur Abwägung der Naturschutzbelange werden die „Naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwendung der 
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ vom Niedersächsischen Landesamt für Ökologie und der Land-
schaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Landschaftsarchitekten + Umweltplanung; Heimer und Herb-
streit) herangezogen. 
 
Durch den Bebauungsplan Nr.13 (östlich Oberger Weg) und die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 
(südlich Rehkamp) werden intensiv ackerbaulich genutzte Flächen in einer Gesamtgröße von ca. 20.820 m² 
als Baugebiet vorgesehen. 
 
Schutzgebiete nach §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz bzw. besonders schutzwürdige 
Tier- und Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
 
5.2.1 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist die Fläche des Geltungsbereiches dargestellt als Fläche mit 
stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes bezüglich Arten und Lebensgemein-
schaften. Es handelt sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen, die der Wertstufe 3, naturferne 
Biotoptypen, zuzuordnen sind. 
 
Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete sind von der Planung nicht betroffen. Das Vor-
kommen gefährdeter Arten kann in diesem Bereich ausgeschlossen werden. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 nicht. Es entstehen keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen, also ist auch keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 13 (Arten und Lebensgemeinschaften)  
  Karte Nr. 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 
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5.2.2 Einstufung des Biotops nach Naturnähe 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit wechselnder 
Fruchtfolge. In Bezug auf das Bewertungskriterium Naturnähe sind diese Flächen als naturferne 
Biotoptypen der Wertstufe 3, von geringer Bedeutung, zuzuordnen. 
 
Nach Beendigung der Ausbaumaßnahme ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 nicht. Es han-
delt sich dann um einen künstlichen Biotoptyp mit technisch-baulich geprägten und genutzten 
Flächen als Siedlungsflächen. 
 
Eine Kompensation des Eingriffs bezüglich des Kriteriums Naturnähe ist nicht erforderlich, da sich 
die Zuordnung der Wertstufe nicht verändert. 
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Bezug:   Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 13 (Arten und Lebensgemeinschaften) 
  Karte Nr. 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 
 

 
5.2.3 Schutzgut Boden 

 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt den überplanten Bereich als Fläche der Bodentypen 
Braunerde/Parabraunerde mit der Nutzungseignung als Acker dar. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts für den Aspekt Boden ist eingeschränkt. Durch die in-
tensive Ackernutzung ist die Einstufung des Bodens bezüglich des Bewertungskriteriums Natürlich-
keitsgrad in Wertstufe 2, von allgemeiner Bedeutung, vorzunehmen. 
 
Nach Beendigung der Baumaßnahmen verändert sich die Bedeutung der nun versiegelten Flächen. 
Die Einstufung dieser Flächen erfolgt in Wertstufe 3, von geringer Bedeutung. Für den möglichen 
Anschluss des Baugebietes an die B 65 wird eine Fläche von 1.930 m² als Straßenverkehrsfläche 
ausgewiesen, um diese Flächen langfristig zu sichern. Diese Flächen werden bis zum Ausbau des 
möglichen Anschlusses als extensiv gepflegte Grünfläche verbleiben. 
 
Für die Ermittlung der maximal zu versiegelnden Fläche wird daher die Vorhaltefläche für den An-
schluss des Baugebietes an die B 65 bei der Eingriffsausgleichsbilanzierung nicht berücksichtigt. 
Es ist aber grundsätzlich davon auszugehen, dass diese Fläche nur zu einem Teilbereich für den 
langfristig geplanten Anschluss an die B 65 versiegelt wird. Da auch noch kein konkreter Entwurf 
für den Anschluss vorliegt, wird davon ausgegangen, dass höchstens 2/3 der Fläche später versie-
gelt werden. Die verbleibende Restfläche wird dann zum Ausgleich für diesen Eingriff entspre-
chend angelegt. 
 
Versiegelte Flächen (maximal) : 
 
Erschließungsflächen (ohne Vorhaltefläche zum Anschluss an die B 65)  ca. 3.380 m² 
Überbaubare Flächen        ca. 5.580 m² 
          ========= 
insgesamt         ca. 8.960 m² 
 
Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergeben sich versiegelbare Flächen von  
ca. 8.960 m². 
 



- 10 - 
 
 

... 

Durch die Überplanung des Bebauungsplanes Nr. 11 (südlich Rehkamp) entfallen ca. 490 m² Flä-
chen mit Anpflanzbindung. Diese Flächen waren für die Ausgleichsbilanzierung des Bebauungs-
planes Nr. 11 erforderlich und müssen bei der Eingriffsausgleichsbilanzierung zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 13 (östlich Oberger Weg) - Dungelbeck – berücksichtigt werden. 
 
Auszugleichende Flächen : 
 
Versiegelte Flächen      8.960 m² x 0,3 =  2.690 m² 
Entfallende Anpflanzfläche Bebauungsplan Nr. 11 :         490 m² 
          ======= 
insgesamt          3.180 m² 
 
Daraus ergibt sich maximal eine auszugleichende Fläche von ca. 3.180 m². 
 
Als Kompensationsmaßnahme erfolgt die Anpflanzung von standortgerechten Gehölzen auf ca. 
1.350 m² privater Fläche mit Pflanzbindung. Zusätzlich dazu wird die Anpflanzung von 18 Einzel-
bäumen an Standorten auf den Privatgrundstücken festgesetzt. Durch die Pflanzung dieser Bäume 
wird ein Ausgleich für 1.080 m² geschaffen. Im Bereich der Straßenverkehrsflächen ist die Pflan-
zung von 4 Einzelbäumen festgesetzt. Dadurch werden weitere 240 m² des Eingriffs durch die Pla-
nung kompensiert. 
 
Zusätzlich wird die Anlage der Regenrückhaltefläche mit naturnaher Bepflanzung auf ca. 620 m² 
Fläche zur Kompensation des Eingriffes der Bebauung und Versiegelung herangezogen. Im Plan-
gebiet selbst können somit 3.290 m² durch private und öffentliche Anpflanzungen ausgeglichen 
werden. Damit ist der Eingriff durch die Versiegelung zu mehr als 100 % im Plangebiet selbst aus-
geglichen. Weitere Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 (mit Ausnahme der real versiegelten Flächen) 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 

Karte Nr. 3 (Boden) 
Karte Nr. 18 (Boden II) 

 
 
5.2.4 Schutzgut Wasser - Grundwasser 

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist das Plangebiet dargestellt als Fläche mit einer einge-
schränkten bis stark eingeschränkten Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt 
Grundwasser. 
 
Für das Plangebiet ist eine mittlere Grundwasserneubildungsrate prognostiziert. 
 
Das Schutzgut Grundwasser ist in Bezug auf Natürlichkeitsgrad der Wertstufe 2, von allgemeiner 
Bedeutung, zuzuordnen. Diese Einstufung ändert sich nach Beendigung der Ausbaumaßnahme 
nicht, da der Versiegelungsgrad weniger als 50 % beträgt. Es ist daher keine Kompensation erfor-
derlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 15 (Grundwasser) 
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5.2.5 Schutzgut Luft 

 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt für das Plangebiet ein mäßig eingeschränktes Freiraum-
klima dar. Nach der Bebauung wird das Gebiet ein Klima kleiner Ortsrandlagen aufweisen. 
 
Die Zuordnung des Schutzgutes Luft für das Bewertungskriterium Natürlichkeitsgrad erfolgt in 
Wertstufe 2. Das Gebiet ist vor und nach dem Eingriff für das Schutzgut Luft von Bedeutung. Da 
durch die Bebauung keine erheblichen Beeinträchtigungen entstehen, ist keine Kompensation er-
forderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 19 (Klima/Lufthygiene) 
 

 
5.2.6 Schutzgut Landschaftsbild 
 

Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine ausgeräumte Ackerlandschaft mit Intensivnutzung. 
 
Dieser Bereich weist nur eine geringe Bedeutung in Bezug auf eine naturraumtypische Vielfalt und 
Eigenart auf, die Einstufung erfolgt in Wertstufe 3. 
 
Nach dem Eingriff durch die Bebauung verbleibt dieser Bereich in derselben Wertstufe. Es entsteht 
dort ein dörflicher Siedlungsrand. Da keine erheblichen Beeinträchtigungen auftreten, ist auch 
keine Kompensation erforderlich. 
 
Die Anlage der privaten Grünflächen mit Pflanzbindung dient einerseits als Kompensationsmaß-
nahme für das Schutzgut Boden und andererseits als südliche Eingrünung der Ortsrandlage zur 
freien Landschaft hin. 
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 20 (Landschaftsbild) 
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Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und zur weiteren 
Minimierung des Eingriffs erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren eigenverantwortli-
che Beiträge zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Diese Beiträge können sein: 
 
• Teilweise Rückhaltung und Verwertung des anfallenden Oberflächenwassers auf den Grundstücken 
• Herstellung von Garagenzufahrten und Hofflächenbefestigungen aus weitgehend wasserdurchlässigem 

Material 
• Begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen und somit einen 

Beitrag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten 
• Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen 
• Bebauung in ökologischer Bauweise 
 
 
6.0 Planungsstatistik 
 
Größe des Plangebietes        ca. 20.820 m² 
 

Bauflächen         ca. 14.890 m² 
Allgemeines Wohngebiet      ca. 11.540 m² 
Mischgebiet        ca.   3.350 m² 
 

Erschließungsflächen gesamt       ca.  5.310 m² 
Straßenflächen im Baugebiet (ohne Vorhaltefläche Anschluss B 65) ca.  3.170 m² 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Fuß- und Radweg)  ca.       70 m² 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Parkflächen)  ca.     140 m² 
Vorhaltefläche für Anschluss an die B 65     ca.  1.930 m² 

 

Öffentliche Grünfläche zur Regenrückhaltung     ca.     620 m² 
 

Private Fläche mit Pflanzbindung      ca.  1.350 m² 
 
 
Geplant sind 17 Einzelhäuser        17 Wohneinheiten 
30 % Einliegerwohnungen          5 Wohneinheiten 
         =============== 
Summe der Wohneinheiten        22 Wohneinheiten 
 
 
Unter Zugrundelegung von 2,1 Einwohnern pro Wohneinheit können 46 Personen im Plangebiet wohnen. 
 
 
7.0 Kostenschätzung 
 
Der Stadt Peine entstehen durch die geplante Maßnahme Kosten in Höhe von ca. 515 000 €. Es werden 
Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechtes erhoben. 
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8.0 Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 
Die Zusammenstellung der vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der Verwaltung hierzu ist 
der Begründung als Anlage 1 beigefügt. 
 
 
9.0 Verfahrensablauf 
 
Die Bürger wurden über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung im Rahmen der Frühzeitigen Bür-
gerbeteiligung vom 03.04.2002 bis zum 17.04.2002 informiert. 
 
Die Träger Öffentlicher Belange wurden mit Anschreiben vom 22.01.2003 und 27.03.2003 an der Planung 
beteiligt. 
 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 13 (östlich Oberger Weg) - Dungelbeck -  
und der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 (südlich Rehkamp) – Dungelbeck -, der Örtlichen Bauvor-
schrift und dem städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 01.04.2003 bis zum 30.04.2003 
öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Bebauungsplan und der Örtlichen 
Bauvorschrift in seiner Sitzung am 27.11.2003 als Satzung beschlossen. 
 
 
 
 
 

Peine, den 08.12.2003 
 
 
 
 
 

gez. Udo Willenbücher 
(Udo Willenbücher) 

Bürgermeister 


